
König Abdullah
trifft Merkel

Saudi-Arabiens Kö-
nig Abdullah ist ges-
tern in Berlin mit
Bundeskanzlerin An-
gela Merkel (CDU)
zusammengetroffen.
Bei dem Gespräch
im Kanzleramt ging
es nach Angaben

von Vize-Regierungssprecher Thomas
Steg neben bilateralen und Wirt-
schaftsthemen vorrangig um die Lage
im Nahen 0sten und die Entwicklung
im Iran. Am Abend traf sich der 83-Jäh-
rige zum Essen mit Bundespräsident
Horst Köhler. Am Dienstag war Abdul-
lah im Vatikan von Papst Benedikt XVI.
empfangen worden. 

Radikalen-Chef Seselj
wird Prozess gemacht

Das UN-Kriegsver-
brechertribunal in
Den Haag hat einen
Prozess gegen den
serbischen Radika-
len-Chef Vojislav Se-
selj wegen Hetze
und aggressivem
Nationalismus eröff-

net. Der 53-jährige Spitzenpolitiker sei
für Vertreibung und Tod Hunderttau-
sender Nicht-Serben während des Aus-
einanderbrechens des früheren Jugo-
slawiens verantwortlich, erklärte die
Staatsanwältin Christine Dahl gestern
zum Auftakt des Verfahrens.  

PERSONALIEN

Die pakistanische Oppositionsführerin Be-
nazir Bhutto hat ihre Zusammenarbeit mit
Militärmachthaber Pervez Musharraf für be-
endet erklärt. Gleichzeitig rief sie alle oppo-
sitionellen Kräfte zu Massenprotesten auf.
„Wir können Musharraf nicht mehr trauen.
Statt in einer Demokratie leben wir nun in
einer Diktatur.“
Der Haushaltsausschuss des Bundestages
hat den Startschuss zum Wiederaufbau
des Berliner Stadtschlosses gegeben. Die
Parlamentarier stimmten mit einer „ver-
bindlichen Kostenobergrenze“ von insge-
samt 552 Millionen Euro zu.
Die umstrittene Schweizer Organisation
Dignitas hat zwei Deutschen auf einem
Parkplatz bei Zürich in einem Auto Sterbe-
hilfe geleistet. Bei den Männern handelt es
sich um einen 50- und einen 65-jährigen
Deutschen, die aus Bayern und Baden-
Württemberg stammen.

POLITIK KOMPAKT

„Was da passiert ist vielen noch nicht
klar: Hier wird jeden Tag von jedem bei
jedem Telefongespräch, jeder SMS, je-
der Mail ein halbes Jahr gespeichert,
von wem an wen es ging.“ 

Volker Beck, parlamentarischer Geschäfts-
führer der Grünen-Fraktion, zur geplanten
vorsorglichen Speicherung von Telefon-
und Internetverbindungsdaten.

ZITAT DES TAGES

Berlin/Kabul. Die Gewerkschaft der 
Polizei (GdP) wehrt sich gegen Versu-
che, Polizisten als eine Art Bürger-
kriegspolizei statt Militär nach Afgha-
nistan zu entsenden. Kanzlerin Angela
Merkel (CDU) hatte am Wochenende
während ihres Kurzaufenthalts in 
Kabul eine stärkere Polizei-Präsenz ins
Gespräch gebracht. GdP-Chef Konrad
Freiberg verlangte dagegen im 
Gespräch mit dieser Zeitung Zurück-
haltung und von der Kanzlerin den Ein-
satz für ein offizielles Entsendegesetz
angesichts der für die Polizisten lebens-

bedrohlich gewordenen Einsätze. 
Parallel dazu machte das Bundeskabi-

nett gestern formell den Weg frei für ei-
ne Verlängerung des deutschen Anti-
Terror-Engagements der Bundeswehr.
Vorausgesetzt, der Bundestag stimmt
nächste Woche zu, können danach für
weitere zwölf Monate bis zu 1400 deut-
sche Soldaten, darunter maximal 100
Elite-Soldaten, im Anti-Terror-Kampf
eingesetzt werden. Die Mandatsverlän-
gerung kostet rund 45 Millionen Euro.
Einsatzgebiete sind insbesondere im
Mittelmeerraum sowie rund um das

Horn von Afrika und Afghanistan. Die
Personalobergrenze der Mandate wurde
von 1800 auf 1400 herabgesetzt. 

Die Gewerkschaft der Polizei warnte
davor, im Zuge der weiteren Afghanis-
tan-Hilfe deutsche Polizei-Ausbilder als
„eine Art Bürgerkriegspolizei in Krisen-
regionen zu entsenden, nur weil man
militärisch nicht weiterkommt“. GdP-
Chef Freiberg sagte: „In Einzelfällen ist
die deutsche Polizei zur Aufbauhilfe be-
reit. Als Bürgerkriegspolizei steht die
deutsche Polizei in Kriseneinsätzen
nicht zur Verfügung.“

Allerdings würde er Angela Merkel
„gerne beim Wort nehmen“ und mehr
Aufmerksamkeit für den laufenden Poli-
zeieinsatz in Afghanistan einfordern:
„Die Bundeskanzlerin soll sich für ein
reguläres Entsendegesetz für Polizisten
in Krisenregionen einsetzen. Ich erwar-
te eine der Entsendung von Soldaten in
Krisenregionen vergleichbare Regelung
für die Polizei. Wir wünschen uns eine
öffentliche und politische Bekanntma-
chung im Rahmen eines Parlamentsvor-
behalts, wenn Kollegen in Krisenregio-
nen sollen. Unsere Arbeit ist lebensge-

fährlich. In Afghanistan sind wir im Vi-
sier der Taliban.“ Er wies darauf hin,
dass es dieses Jahr schon drei tote Bun-
despolizisten in Afghanistan und im ver-
gangenen Jahr zwei Todesfälle im Irak
gegeben habe. Außerdem bat der GdP-
Chef die Kanzlerin auf Bundesinnenmi-
nister Wolfgang Schäuble (CDU) einzu-
wirken, „der Kollegen mit dienstlichem
Zwang“ zur Arbeit in Afghanistan bewe-
ge. „Polizeieinsatz in ausländischen Kri-
senregionen kann nur auf dem Prinzip
absoluter Freiwilligkeit beruhen“, ver-
langte Freiberg. Dieter Wonka

Freiberg warnt vor Einsatz von Bürgerkriegspolizei in Afghanistan
Gewerkschaft der Polizei: Kanzlerin soll sich für reguläres Entsendegesetz stark machen  

Brüssel. Die belgische Politik rückt im-
mer näher an den Abgrund. Mit der 
gestrigen Entscheidung des parlamenta-
rischen Innenausschusses, den umstrit-
tenen Wahlbezirk Brüssel-Halle-Vilvoor-
de aufzuteilen, hat sich die Regierungs-
krise erneut zugespitzt. Die
Luft für den flämisch-christde-
mokratischen Regierungsbild-
ner Yves Leterme wird immer
dünner. Der allgemein be-
fürchtete dicke Knall – der Ab-
bruch der Regierungsverhand-
lungen durch die Frankopho-
nen – blieb allerdings vorerst
aus.

Gleich nachdem der Aus-
schussvorsitzende zur Abstim-
mung aufrief, kam es zum
Eklat. Die frankophonen Abge-
ordneten verließen aus Protest
den Saal, so dass die flämi-

schen Abgeordneten unter sich blieben
und für die Aufspaltung des Wahlbezirks
votierten. Der zweisprachige Wahlbezirk
Brüssel-Halle-Vilvoorde, kurz BHV, ist den
Flamen seit Jahren ein Dorn im Auge ist.
Denn nicht nur in der zweisprachigen

Hauptstadt, sondern auch in den 35 auf
flämischem Territorium liegenden Nach-
bargemeinden rund um Halle und Vil-
voorde können frankophone Wahlberech-
tigte ausnahmsweise frankophone Kandi-
daten wählen. Normalerweise gilt in Bel-

gien der Grundsatz, dass in
Flandern nur flämische und in
der Wallonie nur frankophone
Kandidaten gewählt werden.

Eine Aufspaltung des Wahl-
bezirks ist aus Sicht der franko-
phonen Wallonen eine uner-
trägliche Provokation. Weil Re-
gierungsbildner Yves Leterme
es nicht geschafft hat, bei den
Koalitionsverhandlungen einen
Kompromiss in Sachen BHV zu
finden, drohten sie im Falle ei-
ner Aufspaltung damit, den
Verhandlungstisch zu verlas-
sen.

Überraschend machten sie gestern
Nachmittag dann einen Rückzieher. 
Man könne doch noch an einem Premier
Leterme festhalten – allerdings nur 
unter der Voraussetzung, dass bis 
2009 allenfalls eine Art Not-Regierung
eingesetzt würde. Das hieße auch: 
Der kaum lösbare Streit über die von Le-
terme gewünschte Staatsreform 
sowie die umstrittene BHV-Aufspaltung
müssten bis 2009 auf Eis gelegt werden.
Grundlage einer christdemokratisch-
liberalen Koalition aus vier wallonischen
und flämischen Parteien wäre dann 
lediglich der bereits ausgehandelte 
Kompromiss in wirtschaftlichen und so-
zialen Fragen. Mit einer Light-Version
der orange-blauen Koalition dürfte 
sich Yves Leterme, der Sieger der 
Parlamentswahl vom 10. Juni, allerdings
kaum zufrieden geben. Ließe er sich da-
rauf ein, würden die flämischen 

Christdemokraten bei der Regionalwahl
2009 abgestraft. Die Föderalismusre-
form, die den Einfluss der Regionen auf
Kosten des Bundesstaates stärken soll,
zählt zu Letermes ehrgeizigsten Wahlzie-
len.

Die vertrackte Regierungsbildung in
Belgien, sie dauert schon 151 Tage an
(alter Rekord von 1988: 148 Tage), bleibt
vorerst weiterhin eine Rechnung mit vie-
len Unbekannten. Am Abend traten die
wallonischen Parteichefs zusammen, um
über die politischen Konsequenzen der
Wahlkreis-Aufspaltung zu beraten. Au-
ßerdem wird erwartet, dass Regierungs-
bildner Yves Leterme König Albert II.,
dem Staatsoberhaupt, angesichts der zu-
gespitzten Lage Bericht erstatten muss.
Je länger die Hängepartie dauert, desto
größer wird – vor allem in der Haupt-
stadt – die Angst vor einer Spaltung des
Landes. Gerd Niewerth 

Rechnung mit vielen Unbekannten
Regierungskrise spitzt sich in Belgien nach Aufteilung eines umstrittenen Wahlbezirks zu / Angst vor Spaltung des Landes wächst 

Im Alleingang: Die Flamen stimmen für eine Staatsreform. Foto: dpa

Berlin. Die gute Botschaft zuerst: Der
Staat könnte 2008 mit 555,6 Milliar-
den Euro so viel an Steuern einnehmen
wie noch nie. Das sind immerhin fast
17 Milliarden mehr als im Boomjahr
2007. Und das, obwohl die ohnehin
schon gute Prognose für dieses Jahr
nochmals nach oben korrigiert wurde
und Bund, Länder sowie Gemeinden
auf einen zusätzlichen Geldsegen ge-
genüber der Mai-Schätzung hoffen
können. Die Zeit immer neuer Steuer-
zuwächse geht aber wohl zu Ende.

Dank der neuen Milliarden wird es
auch wahrscheinlicher, dass Deutsch-
land bereits in diesem Jahr erstmals
seit Jahrzehnten wieder einen Über-
schuss in seinen Staatskassen ausweist
– drei Jahre früher als geplant. Auch in
den Folgejahren dürften die öffentli-
chen Haushalte endlich wieder mehr
einnehmen als ausgeben und die seit
vier Jahrzehnten ungebremste Schul-
denpolitik beenden. Dies gilt allerdings
nur für den Gesamtstaat, weniger für
den Bund.

Dem ungewohnten Überfluss – noch
vor zwei Jahren verstieß Deutschland
gegen die Defizitkriterien des Euro-
Stabilitätspaktes – droht aber nicht nur
Gefahr durch eine sich abschwächende
Konjunktur. Gerade einmal zwei
Boomjahre und reichlich sprudelnde
Steuereinnahmen reichten aus, dass
die Koalition über die Rücknahme von
Reformen und neue Ausgabe-Program-
me streitet. Die Forderungen kommen
– zwei Jahre vor den nächsten Bundes-
tagswahlen – aus allen Koalitionspar-
teien. Übersehen wird, dass es um die
Bundesfinanzen nach wie vor weit
schlechter bestellt ist als um die Kas-

senlage in Ländern, Kommunen und
Sozialversicherungen. Auch für 
2008 hat der Bund bisher neue Schul-
den von knapp 13 Milliarden Euro ge-
plant.

Die neuen Ausgabenwünsche aus
dem Koalitionslager summierten sich
gegenüber dem bisherigen Etatentwurf
für 2008 zuletzt auf sieben Milliarden
Euro. Allein die Verkehrspolitiker von
Union und SPD verlangen eine Milliar-
de mehr als der Haushaltsplan von
Bundesfinanzminister Peer Steinbrück
(SPD) vorsieht. Der stellt sich quer: „Es
wird dazu nicht kommen.“ Es gebe
„keine finanziellen Spielräume für zu-
sätzliche Ausgabenträume“. Mehrein-
nahmen seien bereits verplant. 
Daher sollte man nicht mit „erotisch
verklärten Augen“ auf diese Gelder
schauen.

Die Rückkehr zur alten Pendlerpau-
schale konnte Steinbrück vorerst ver-
hindern. Ganz oben auf der Wunschlis-
te der Koalitionsfraktionen steht aber
auch eine längere Zahldauer beim Ar-
beitslosengeld I. Dies könnte bis zu 2,9
Milliarden Euro kosten. Geprüft wird
auch, ob es mehr Geld für Empfänger
vom Arbeitslosengeld II gibt.

Schon nächste Woche wird es span-
nend. An diesem Montag kommt der
Koalitionsausschuss erneut zusam-
men. Bei ihrem letzten Treffen am ver-
gangenen Sonntag vertagten die Spit-
zen der Koalition alle Entscheidungen,
die zusätzliches Geld kosten. Nur weni-
ge Tage später soll dann der Etat 
für 2008 vom Haushaltsausschuss 
des Bundestages auf der sogenannten
Bereinigungssitzung festgezurrt wer-
den. André Stahl, dpa

Steinbrück: Keine
zusätzlichen 

Ausgabenträume
Finanzwünsche der Parteien erhöhen Gefahr

Welche Auswirkungen haben
die Mehreinnahmen auf Sach-
sen? 

Wenn die Steuereinnahmen ins-
gesamt steigen, profitieren
auch der Freistaat Sachsen so-
wie seine Kommunen davon –
und damit letztlich die sächsi-
schen Bürger. Wie sich die sächsischen
Steuereinnahmen in Folge der insge-
samt höheren Einnahmen genau entwi-
ckeln, müssen wir allerdings noch er-
rechnen. In der kommenden Woche
werden wir auch dazu Klarheit haben.

Erwachsen durch die für die Länder zur
Verfügung stehenden zusätzlichen Mit-
tel neue Begehrlichkeiten im Freistaat,
die dringend bedient werden müssten?
Plädieren Sie eher für Schuldenabbau
oder kann das Geld für Zusätzliches ver-
wandt werden?

Forderungen nach neuen Ausgaben und
Programmen sind immer schnell bei
der Hand. Angesichts zurückgehender
Einnahmen aus Solidarpakt II und EU-
Fonds sowie von Konjunkturrisiken soll-
ten wir dieser Versuchung nicht erliegen.

Im Gegenteil: Unser Standpunkt
ist, dass Mehreinnahmen nicht
für langfristige zusätzliche Aus-
gaben verwendet werden. Wir
müssen runter von den Schul-
den, wir müssen weiterhin künf-
tige Lasten reduzieren. Es geht
letztlich darum, die langfristige
Stabilität der Finanzen im Frei-

staat und künftige Spielräume in unse-
rem Haushalt zu sichern. Das ist unser
Markenzeichen.

Sehen Sie angesichts dieser Mehrein-
nahmen und einer positiven Prognose
für die kommenden Steuereinnahmen
eine Notwendigkeit, allgemeine Steuern
in der Bundesrepublik zu senken, um
die Menschen zu entlasten? 

Die Entwicklung der Steuermehreinnah-
men flaut im kommenden Jahr bereits
ab. Abgesehen davon muss die Haus-
haltskonsolidierung vorrangiges Ziel
sein. Die allermeisten öffentlichen
Haushalte sind viel zu hoch verschul-
det. Hier müssen wir eine Kehrtwende
schaffen. 

Interview: Andreas Friedrich

DREI FRAGEN AN …

… Stanislaw Tillich, Finanzminister Sachsens 

Moskau (AFP/dpa). Ohne großen Pomp
hat Russland gestern den 90. Jahrestag
der Oktoberrevolution begangen. Rund
tausend Soldaten in Uniformen des
Zweiten Weltkriegs erinnerten an die
Parade zum 24. Jahrestag der Oktober-
revolution 1941. Mit ihnen defilierten et-
wa 9000 Studenten an Militärakade-
mien über den Roten Platz in Moskau.
Auf den Tribünen verfolgten nur mehre-
re hundert Zuschauer das Spektakel. 

Tausende Kommunisten haben in
Russland und einzelnen Ex-Sowjetrepu-
bliken an den Jahrestag erinnert. In Sa-
mara an der Wolga forderten Mitglieder

der Kommunistischen Partei die Regie-
rung auf, den Preisanstieg bei Lebens-
mitteln zu bremsen. In Moskau wurden
am Abend 50 000 Menschen zu einer
Kundgebung erwartet. 

Die Russen sind in der Beurteilung der
Oktoberrevolution gespalten: 40 Prozent
sehen das Ereignis laut einer Umfrage
eher positiv für das Land, 29 Prozent
eher negativ. Bei der Oktoberrevolution
1917, die nach dem damals in Russland
gültigen julianischen Kalender am 25.
Oktober stattfand, übernahmen die Bol-
schewiken die Macht. Es folgte 1922 die
Gründung der Sowjetunion.

Jahrestag der Oktoberrevolution – 
Feiern ohne großen Pomp

Erinnerung an die Oktoberrevolution: Russische Soldaten marschieren auf dem Roten
Platz in Uniformen des Zweiten Weltkriegs.  Foto: rtr

Moskau (dpa). Russlands Präsident Wla-
dimir Putin hat sich für die Mitte Dezem-
ber angekündigte Aussetzung des 
KSE-Abrüstungsvertrags die Zustimmung
der Staatsduma gesichert. Alle 418 anwe-
senden Parlamentarier stimmten gestern
in Moskau für das von Putin Ende April
verkündete Moratorium, wie die Agentur
Itar-Tass meldete. Russland reagiert da-
mit auf die umstrittenen US-Raketenab-
wehrpläne für Mitteleuropa. Moskau stell-
te aber klar, dass man bei Zugeständnis-
sen der Nato weiterhin an einer Moderni-
sierung des Vertrags über Konventionelle
Streitkräfte in Europa (KSE) interessiert
sei. 

Die Zustimmung des Parlaments hat
nach Einschätzung von Experten nur
symbolischen Charakter. Generalstabs-
chef Juri Balujewski sagte in Moskau, das
in der Nacht zum 13. Dezember in Kraft
tretende Moratorium bedeute keineswegs,
dass Russland automatisch die Truppen
an seiner Westgrenze verstärken werde.
Bundesaußenminister Frank-Walter
Steinmeier (SPD) hatte noch am Wochen-
ende Russland aufgerufen, am KSE-Ver-
trag und seinen Verpflichtungen festzu-
halten.

Russische Medien berichteten zuletzt
über angebliche Angebote der US-Regie-
rung, den KSE-Vertrag in ein diplomati-
sches Tauschgeschäft mit den Konflikten
Iran, Kosovo und Raketenabwehr einzu-
binden. Putin hatte zuletzt auch den vor
20 Jahren zwischen Moskau und Wa-
shington geschlossenen INF-Vertrag über
die Verschrottung von atomaren Kurz-
und Mittelstreckenraketen infrage gestellt.

Die Zustimmung des russischen Föde-
rationsrates am 16. November gilt eben-
falls als sicher. Formell entbindet sich
Russland von der Verpflichtung, zum neu-
en Jahr seine Streitkräftegliederung bis
zum Ural offenzulegen. Als offizieller
Grund wird die ausstehende Ratifizierung
des angepassten KSE-Vertrags von 1999
durch die Nato- Staaten genannt. 

Abrüstung

Duma für
Aussetzung von

KSE-Vertrag

Berlin (dpa). Proben für den Ernstfall:
Die deutschen Behörden üben seit ges-
tern ihre Reaktion auf eine weltweite
Grippe-Epidemie. Tausende Tote und
Kranke, Absagen von Veranstaltungen,
Einschränkungen des Verkehrs, Fir-
menpleiten – das Szenario geht von ei-
ner dramatischen Situation für die Be-
völkerung aus. „Die Übung ist erfolg-
reich im Gange“, sagte ein Sprecher
des Gesundheitsministeriums. Hinwei-
se auf ein tatsächlich erhöhtes Pande-
mie-Risiko gebe es nicht.

Eine Pandemie würde nach Einschät-
zung von Experten in zwei Wellen ver-
laufen. Auf einen ersten Schub mit vie-
len Toten folge dabei einige Monate
später eine zweite Welle, bevor die
weltweite Epidemie abklinge. In einem
nach Angaben des Sprechers „mittel-
schweren Szenario“ spielen die Behör-
den dies im Zeitraffer binnen zwei Ta-
gen durch. Ziel der Übung: den Scha-
den so gering wie möglich zu halten.

Grippe-Epidemie 

Großübung für 
den Ernstfall

Berlin (dpa/AFP). Nach Anwälten, Ärz-
ten und Journalisten hat auch die Bun-
desrechtsanwaltskammer erhebliche
verfassungsrechtliche Bedenken gegen
die Neufassung der Telefonüberwachung
vorgebracht. Kammerpräsident Axel C.
Filges warnte gestern in Berlin vor einer
Zerstörung des verfassungsrechtlich ge-
schützten Vertrauensverhältnisses zwi-
schen Rechtsanwalt und Mandant. Wer
dies akzeptiere, „legt die Axt an den
Rechtsstaat“.

Die Medienpolitiker der SPD reagierten
auf die anhaltende massive Kritik. Sie
räumten ein, dass erhebliche Bedenken
bestehen blieben. Der Rechtsausschuss
des Bundestages machte mit Stimmen
der Koalition den Weg frei für die ab-
schließende Beratung des Gesetzent-
wurfs morgen im Bundestag.

Gegen das geplante Gesetz zur Tele-
kommunikationsüberwachung gab es am
Vortag Demonstrationen. Die größten
Demos fanden in Berlin und Leipzig statt. 

Telefonüberwachung

Weiter Wirbel um 
Datenerfassung

Tiflis (dpa). Nach massiven Protesten
der Opposition hat der georgische Präsi-
dent Michail Saakaschwili den Ausnah-
mezustand ausgerufen. Demnach sollen
jegliche Kundgebungen und Massenver-
anstaltungen verboten werden. Zuvor
war die georgische Staatsmacht mit
Gummigeschossen und Tränengas gegen
friedliche Demonstranten vorgegangen.
Dabei waren 360 Menschen verletzt
worden.

Die Polizeieinsätze sollten die seit
knapp einer Woche andauernden Pro-
teste beenden. Trotz des überraschend
gewaltsamen Vorgehens der Sicherheits-
kräfte setzten tausende Anhänger der
Opposition in Tiflis ihre Demonstration
fort. Sie fordern den Rücktritt des vom
Westen gestützten Saakaschwili und
Parlamentswahlen im Frühjahr 2008.
Dem Präsidenten wird Korruption und
eine autoritäre Herrschaft vorgeworfen.
Saakaschwili beschuldigt Russland, hin-
ter den Protesten zu stecken, um die La-
ge in Georgien zu destabilisieren. 

Georgien

Präsident verhängt
Ausnahmezustand
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